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Anlage - Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange -  zur Beschlussvorlage der 23. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Gewerbliche Bauflächen Umsiedlung Borschemich), Er-
kelenz-Mitte und der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XXI „Umsiedlung Borschemich“, Erkelenz-Mitte im  Aus-
schuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und Betriebe am 16.06.2015, Hauptausschuss am 
18.06.2015 und Rat am 24.06.2015 
 

 
Lfd. Nr.: 1 
Träger: Bezirksregierung Arnsberg 
Schreiben vom: 24.04.2015 
 

 
Inhalt:  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 
 
Das o.a. Vorhaben befindet sich über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerks-
feld „Union 190“, im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen 
GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsied-
lung in 50416 Köln. 
 
Ferner liegt das Vorhaben über dem Feld der Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken 
„Saxon 2“. Inhaberin der Erlaubnis ist die Dart Energy (Europe) Limited, in Großbri-
tannien. Diese Erlaubnis gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung des Bo-
denschatzes „Kohlenwasserstoffe“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen. 
 
Unter dem „Aufsuchen“ versteht man Tätigkeiten zur Feststellung (Untersuchung) 
des Vorhandenseins und der Ausdehnung eines Bodenschatzes. Eine Erlaubnis zu 
gewerblichen Zwecken dient lediglich dem Konkurrenzschutz und klärt in Form einer 
Lizenz nur grundsätzlich, welcher Unternehmer in diesem Gebiet Anträge auf Durch-
führung konkreter Aufsuchungsmaßnahmen stellen darf. Eine erteilte Erlaubnis ge-
stattet noch keinerlei konkrete Maßnahmen, wie z.B. Untersuchungsbohrungen, so-
dass Umweltauswirkungen in diesem Stadium allein aufgrund einer Erlaubnis nicht 
hervorgerufen werden können. Konkrete Aufsuchungsmaßnahmen wären erst nach 
weiteren Genehmigungsverfahren, den Betriebsplanzulassungsverfahren, erlaubt, 
die ganz konkret das „Ob“ und „Wie“ regeln. 
 
Vor einer Genehmigungsentscheidung erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorschriften 
eine Beteiligung von ggf. betroffenen Privaten, Kommunen und Behörde. Des Weite-
ren werden ausführlich und gründlich alle öffentlichen Belange – insbesondere auch 
die des Gewässerschutzes- geprüft, gegebenenfalls in einem separaten wasser-
rechtlichen Erlaubnisverfahren. 
 
Der Planungsbereich ist nach den hier vorliegenden Unterlagen (Differenzenpläne 
mit Stand: 01.10.2012 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der Grund-
wasserabsenkung, des Sammelbescheides – Az.: 61.42.63 – 200 – 1) von durch 
Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsen-
kungen betroffen. 
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Folgendes sollte berücksichtigt werden: 
 
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb 
der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine 
Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den 
nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 
nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwie-
deranstieg zu erwarten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch 
bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewe-
gungen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schä-
den an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände 
sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben 
Berücksichtigung finden. 
 
Ich empfehle Ihnen, diesbezüglich und zu zukünftigen Planungen sowie zu Anpas-
sungs- oder Sicherungsmaßnahmen bezüglich bergbaulicher Einwirkungen eine An-
frage an die RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete 
Grundwasserdaten an den Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu 
stellen sofern diese nicht bereits erfolgt ist. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Ein entsprechender Hinweis wurde bereits in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Der Anregung wird somit gefolgt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 
 
 
 

 
Lfd. Nr.: 2 
Träger: Kreisverwaltung Heinsberg, Amt für Bauen und Wohnen, 52523 Heins-
berg 
Schreiben vom: 13.05.2015 
 
Inhalt: 
 
Zu der o. g. Bauleitplanung wird wie folgt Stellung genommen: 
 
Das Amt für Umwelt und Verkehrsplanung und das Amt für Bauen und Wohnen - Un-
tere Immissionsschutzbehörde – haben keine Einwendungen erhoben. 
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Erkenntnisse über Altlast-Verdachtsflächen liegen mir zurzeit nicht vor. 
 
 
 
Gesundheitsamt 
 

Gegen die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie die 6. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. XXI werden aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht keine Bedenken 
erhoben, wenn bei der Ansiedlung von Gewerbebetrieben der Abstandserlass beach-
tet wird, so dass gesundheitlich relevante Beeinträchtigungen der Anwohner nicht zu 
besorgen sind. 
 
Da sich das Plangebiet in Trinkwasserschutzzone IIIA der Trinkwassergewinnungs-
anlage Mennekrath des Kreiswasserwerkes Uevekoven befindet, muss eine Gefähr-
dung des Grundwassers durch wassergefährdende Betriebe und Anlagen ausge-
schlossen werden können. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Das festgesetzte Gewerbegebiet wird mittels des Abstandserlass gegliedert. Dabei 
erfolgt eine Differenzierung zwischen den festgesetzten Gewerbegebieten GE 1 und 
GE 2. In dem näher an sensiblen Nutzungen liegenden GE 2 sind Betriebe und An-
lagen nach den Nr. 1 – 221 der Abstandsklassen I bis VII unzulässig. Bei Nachweis 
der immissionsschutzrechtlichen Unbedenklichkeit sind gem. § 1 Abs. 4 BauNVO 
ausnahmsweise Betriebe und Anlagen der Abstandsklasse VII sowie Betriebe und 
Anlagen der Abstandsklasse VI, die in der Abstandsliste mit einem * gekennzeichnet 
sind oder Betriebe mit gleichem bzw. ähnlichem Emissionsverhalten zulässig. In dem 
Gewerbegebiet GE 1 sind Betriebe und Anlagen nach den Nr. 1 – 221 der Abstands-
klassen I bis VI unzulässig. Bei Nachweis der immissionsschutzrechtlichen Unbe-
denklichkeit gelten die o.g. Ausführungen auch für Betriebe und Anlagen der Ab-
standsklassen VI bzw. V.   
 
In Bezug auf den Umgang mit grundwassergefährenden Betriebe ist ein Hinweis in 
die Planurkunde aufgenommen worden.  
 
Der Anregung wird somit gefolgt.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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